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Liechtenstein
hat einiges,
was die Schweiz
gerne hätte
Vor dreissig Jahren stimmte nicht nur die Schweiz
über einen Beitritt zum Europäischen
Wirtschaftsraum ab, sondern auch Liechtenstein.
Das Fürstentum sagte Ja – und bietet
Anschauungsunterricht für ungewöhnliche Lösungen

Gedränge vor einem Stimmlokal in Vaduz: Die EWR-Abstimmung im Dezember 1992 liess im Fürstentum Liechtenstein wie auch in der Schweiz die Emotionen hochkochen. ARNO BALZARINI / KEYSTONE

GERALD HOSP, VADUZ

Es ging hoch zu und her, damals gegen
Ende des Jahres 1992. In der Schweiz
stand am 6. Dezember die Abstimmung
über den Beitritt des Landes zum Euro-
päischen Wirtschaftsraum, dem EWR,
an; aber nicht nur in der Schweiz, son-
dern auch im Fürstentum Liechtenstein,
das seinen Urnengang wenige Tage spä-
ter, auf den 11. und 13. Dezember, anbe-
raumt hatte.

Im Kleinstaat sorgte schon die Ab-
folge des Votums für eine aufgeheizte
Stimmung. Fürst Hans-Adam II., der
das Land in den EWR drängte, stellte
der Regierung ein Ultimatum:Entweder
man lege den Abstimmungstermin vor
jenem der Schweiz fest, oder er trete zu-
rück. Die Krise konnte mit einem Kom-
promiss beigelegt werden.Man hielt am
Plan fest, nach der Schweiz abzustim-
men.Fürstenhaus,Regierung und Land-
tag bekannten sich jedoch dazu, dass
ein Ja zum EWR auch unabhängig vom
Ausgang des Schweizer Votums gelte.

Teil zweier Wirtschaftsräume

Im Rahmen der Reihe «Filmperlen aus
Liechtenstein» im Alten Kino in Vaduz
wurde vor kurzem die grosse EWR-
Podiumsdiskussion vor dreissig Jahren
wiederbelebt. Man sieht in den Video-
ausschnitten auf dem Podium drei Geg-
ner und drei Befürworter eines EWR-
Beitritts, gebändigt von einem Modera-
tor, der selbst unter Beschuss kam. So
manch einer sprach auf Schriftdeutsch,
der Präzision wegen.

Der damalige Regierungschef Hans
Brunhart setzte sich für den EWR ein,
wie in der Schweiz wurden hitzig Fra-
gen zur Souveränität, zu denAuswirkun-
gen auf die Demokratie und zur Wirt-
schaft diskutiert.Michael Hilti, Chef des
gleichnamigen Familienunternehmens,
eines der grösstenArbeitgeber des Lan-
des, ging zum Mikrofon, das für Fra-
gen aus dem Publikum aufgestellt war,
und wehrte sich gegen Befürchtungen
zum Lohndumping. Brunhart sagt im
Anschluss an die Filmaufführung, dass

für ihn damals klar gewesen sei, dass
das bilaterale Zeitalter vorbei sei. Dass
aber vor dreissig Jahren das Schweizer-
volk mit 50,3 Prozent «Nein» sagte und
die Liechtensteinerinnen und Liech-
tensteiner eine Woche später mit «Ja»
stimmten, mit diesem Ergebnis war zu-
vor nur von wenigen gerechnet worden.
DasVotum im Kleinstaat war eindeutig:
55,8 Prozent der abgegebenen Stimmen
sprachen sich für den EWR aus.

Dieses Resultat war deshalb proble-
matisch, weil Liechtenstein ein Zoll-
vertragspartner der Schweiz war und
ist. Im Abstimmungskampf kam auch
das Schreckgespenst von Zollhäuschen
am Rhein auf. Bundesrat Jean-Pascal
Delamuraz liess aber durchblicken, die
Schweiz werde dem Fürstentum keine
Steine in denWeg legen.Diese Zusiche-
rung aus Bern stützte in Liechtenstein
die Befürworter eines EWR-Beitritts.
Das Ja machte aber Anpassungen des
Zollvertrags notwendig. Die Liechten-
steiner Bevölkerung stimmte im Jahr
1995 den Abkommen mit der Schweiz
und den EWR-Vertragsstaaten aber-
mals zu.AbMai 1995 war der Kleinstaat
mit einer Bevölkerung von rund 39 000
Teil zweierWirtschaftsräume.

Die Schweiz hingegen wählte den
Weg der bilateralen Verträge, der aber
nur für einige Zeit Ruhe brachte. Die
gegenwärtige Diskussion zeigt, dass auch
dreissig Jahre nach der EWR-Abstim-
mung die Schweizer Europapolitik kon-
trovers debattiert wird.Anders im Fürs-
tentum:«Was in der Schweiz vielleicht zu
viel über Europapolitik diskutiert wird,
wird in Liechtenstein zu wenig disku-
tiert», sagt Christian Frommelt,Direktor
des Liechtenstein-Instituts in Bendern.

An der EWR-Mitgliedschaft wird
derzeit im Fürstentum so gut wie nicht
gerüttelt. In einer Umfrage des Liech-
tenstein-Instituts aus dem Jahr 2020
stimmte dieMehrheit der Befragten der
Aussage zu, dass der EWR ein Erfolgs-
modell sei, und lehnte die Behauptung
ab, dieser sei für das Land eine Nummer
zu gross. Gegenüber einer Umfrage von
2015 ging zwar die Zustimmung zur Er-
folgsmodell-Aussage zurück, die starke

Ablehnung schwächte sich jedoch auch
ab. Der EWR kommt in den Bereichen
Politik,Wirtschaft undAussenbeziehun-
gen gut weg, gleichzeitig wird mit dem
Wirtschaftsraum auch eine Zunahme
der Bürokratie verbunden.

Wirtschaftlicher Erfolg

Die Zustimmung verwundert wenig, denn
Liechtenstein geht es wirtschaftlich blen-
dend.Das Bruttonationaleinkommen pro
Kopf war im Jahr 2020 doppelt so gross
wie dasjenige in der Schweiz. Weil viele
aus der Schweiz und Österreich zum
Arbeiten ins Fürstentum pendeln, eig-
net sich für denVergleich nicht wie sonst
üblich das Bruttosozialprodukt, sondern
vielmehr das Bruttonationaleinkommen,
das die Wohlfahrt der Inländer misst.
Zwischen 1990 und 2020 ist zudem die
Wohnbevölkerung in der Schweiz und in
Liechtenstein ähnlich stark gewachsen.

Aber auch das Bruttoinlandprodukt
pro Beschäftigten, womit auch die Zu-
pendler berücksichtigt werden,kann sich
sehen lassen. Das Mass für die Produk-
tionsleistung ist durchwegs höher als in
der Schweiz.DieAttraktivität des Klein-
staats zeigt sich auch darin, dass mehr
Personen aus dem österreichischen Bun-
desland Vorarlberg nach Liechtenstein
als in die Schweiz pendeln.

Die Zahlen zeigen aber auch, dass die
wirtschaftliche Entwicklung von Klein-
staaten grossen Schwankungen unterliegt.
Kleine Volkswirtschaften sind in stärke-
rem Ausmass von den Auslandsmärkten
abhängig als grössere. Der hindernisfreie
Zugang zum EU-Binnenmarkt war auch
eines der wichtigstenArgumente für den
Beitritt, was besonders für die Industrie-
betriebe von Bedeutung ist, die auf den
Export angewiesen sind: In Liechten-
stein trägt die Industrie gut 46 Prozent zur
Bruttowertschöpfung bei,was ein wesent-
lich höherer Anteil ist als in der Schweiz,
in Österreich und in Deutschland.

Die Beziehung zur Schweiz ist aber
immer noch von überragender Bedeu-
tung. Nach dem Ende des Ersten Welt-
kriegs löste Liechtenstein den Zollver-
trag mit Österreich auf und wandte sich
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der Schweiz zu. Der Zollanschlussver-
trag wurde 1923 abgeschlossen, ebenso
übernahm der Kleinstaat den Schwei-
zerfranken. 1980 folgte ein Währungs-
vertrag. In Liechtenstein ist es kein Ent-
weder-oder, sondern ein Sowohl-als-
auch. Dies schlägt sich im Begriff der
parallelen Verkehrsfähigkeit nieder.

Das heisst, dass Waren nach Schwei-
zer Recht sowie nach EWR-Recht in
Verkehr gebracht werden dürfen. So
manch einer meint, es sei immer noch
ein Rätsel, dass es funktioniere, doch
es klappt. Um Umgehungsgeschäfte zu
verhindern, wurde ein Marktüberwa-
chungs- und Kontrollsystem eingeführt.
Die Zweigleisigkeit führt auch dazu,
dass die Alpenmonarchie ein relativ ein-
faches Sprungbrett für Schweizer Unter-
nehmen für den Binnenmarkt sein kann,
wenn der Zugang nicht über die bilate-
ralen Verträge geregelt ist: So siedelten
sich einige Töchter von Versicherungen,
Fondsgesellschaften und Vermögensver-
waltern aus der Schweiz an, zum Leid-
wesen der Eidgenossenschaft.

Sonderlösung für Zuwanderung

Dass die EWR-Mitgliedschaft im Nach-
barstaat aber so wenig umstritten ist,
hängt mit etwas zusammen, was auch
die Schweiz gerne im Verhältnis zur EU
hätte: eine Sonderlösung bei der Zu-
wanderung. Die Wohnsitznahme kann
Vaduz beschränken, aber nicht den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt. In Liechten-
stein gibt es derzeit fast genauso viele
Arbeitsplätze wie Einwohner. Über die
Hälfte der Beschäftigten pendelt aus
der Schweiz oder aus Österreich in den
Kleinstaat. So blieb der Ausländeranteil
in den vergangenen Jahren in Liech-
tenstein stabil, während dieser in der
Region um Buchs stark anstieg.

So beschränkt Liechtenstein die An-
zahl der Aufenthaltsbewilligungen für
Personen aus den EWR-Staaten pro Jahr
auf 72 ohne Familiennachzug, die Hälfte
davon wird ausgelost, um die Chancen-
gleichheit zu erhöhen. Die Schweiz hat
ein Kontingent von 12 Bewilligungen.
Die Sonderlösung ist aber Liechtenstein
nicht einfach so zugefallen. Mit geschick-
ten und zähen Verhandlungen in den
EWR-Gremien wurde aus einer Über-
gangsfrist eine dauerhaftere Lösung.

Für Christian Frommelt vom Liech-
tenstein-Institut kann auch die Schweiz
daraus Lehren ziehen: «Es heisst, Ge-
duld zu zeigen, und die Institutionen, die
vorhanden sind, gilt es auszureizen.» Es
brauche dazu aber übergeordnete Insti-
tutionen, in denen nicht nur Konflikte be-
handelt würden, sondern ein permanen-
ter Dialog bestehe und kontinuierlich
Integrationsfortschritte erzielt würden.

Im Fürstentum ist man jedoch rea-
listisch: Ein Hauptgrund für die Zuge-
ständnisse ist die Kleinheit des Landes.
Die Sonderlösungen haben auf den ge-
samten Binnenmarkt so gut wie keine
negativen Auswirkungen. Als Präze-
denzfall für grössere Staaten taugt das
Beispiel Liechtenstein wenig. Auch die
«parallele Verkehrsfähigkeit» lebt von
der Kleinräumigkeit.

«Wir haben wohl nach hundert Jahren
Zollvertrag und auch durch die EWR-
Mitgliedschaft ein anderes Verhältnis zu
dem Thema als die Schweiz. Die Klein-
heit macht eher bewusst, dass Spiel-
regeln oft vorgegeben werden», sagt Tho-
mas Lorenz von der Stiftung Zukunft.li.
Der EWR-Beitritt wird dabei teilweise

in Liechtenstein nicht nur als wirtschaft-
licher Pragmatismus betrachtet, son-
dern paradoxerweise auch als Souverä-
nitätsgewinn – gegenüber der Schweiz.
Seit einer Rede, die Hans-Adam 1970 als
Erbprinz gehalten hatte, wird häufig das
Bild des Landes im «bequemen Ruck-
sack der Schweiz» bemüht.

Die Verbundenheit Liechtensteins
mit der Schweiz hat dem Land Wohl-
stand gebracht. Im Zweifelsfall steht
Bern Vaduz näher als Brüssel. Was aber
Brüssel für Bern ist, ist teilweise Bern für
Vaduz: ein dominanter Partner. Liech-
tenstein ist mit dem EWR-Beitritt dem
Rucksack der Schweiz entstiegen, was
aber auch zu eigenständigen Lösungen
und höherem Verwaltungsaufwand zwin-
gen kann. Die Stiftung Zukunft.li sprach
vor zwei Jahren von einer Freundschaft,
jedoch einer mit Ecken und Kanten.

Für Misstöne sorgte jüngst beispiels-
weise die Schweizer Entscheidung, dass
die flankierenden Massnahmen gegen
Dienstleister aus EU-Staaten auch für
Liechtenstein gelten, das sich teilweise
revanchiert hat. Immer wieder kommt
das Thema Quellensteuer für die Zu-
pendler aus der Schweiz hoch. Bern
sträubt sich dagegen, obwohl es ent-
sprechende Regelungen mit allen ande-
ren Nachbarstaaten gibt. Das Thema ist
derzeit etwas eingeschlafen, der Steuer-
ausfall wird mitunter aber als Preis ver-
standen, im guten Einvernehmen mit
der Schweiz zu sein und die Zuwande-
rung beschränken zu können.

Der Zollvertrag mit der Schweiz führt
auch dazu, dass auf Landesebene rund 40
Prozent der Steuern und Abgaben von
der Schweizer Gesetzgebung abhängig
sind – ohne Mitbestimmung. Für die Be-
lange des Zollvertrags sind Schweizer
Gerichte zuständig. An Liechtensteiner
Gerichten sind ohnehin zu einem gros-
sen Teil Richter aus der Schweiz und
Österreich tätig. In Liechtenstein dreht
sich die Diskussion weniger um «fremde
Richter» als um Rechtssicherheit.

In der Liechtensteiner Politik gegen-
über der Schweiz und der EU ist Souverä-
nität kein Selbstzweck. Der Politikwissen-
schafter Christian Frommelt ist der Über-
zeugung, dass Liechtenstein und die ande-
ren EWR-Staaten Norwegen und Island
derzeit geschickter als die Schweiz seien,
wenn es um die Verzögerung von Ent-
scheiden oder das Verhandeln von Son-
derlösungen gehe. «Die Schweiz ist oft zu
konfrontativ. Zudem gibt es eine Über-
höhung der Souveränität nach innen, was
die Spielräume einengt», sagt Frommelt.

In Vaduz steht kein Luftschloss

Eine Lehre, die die Schweiz aus der
Liechtensteiner Erfahrung gegenüber
dem Nachbarn über dem Rhein und
der EU ziehen kann, ist die, dass eine
europäische Integration sehr unter-
schiedliche Formen annehmen kann.
Selbst im EWR sind Norwegen, Island
und Liechtenstein unterschiedlich ein-
gebunden. Einerseits darf man als Klei-
ner, wie auch immer definiert, nicht in
Schockstarre gegenüber dem Grösse-
ren verfallen, andererseits gilt es auch
die Fähigkeit zum Alleingang nicht zu
übersteigern. Liechtenstein als Klein-
staat war vor allem auf wirtschaftliche
Integration und Rechtsschutz ausgerich-
tet, gleichzeitig erschien das Land nicht
nur als Anhängsel der Schweiz.

Die Schweiz muss sicherlich mehr
als der Nachbar darauf pochen, Spiel-
räume zu haben. «Die wichtige Frage ist
aber: Wofür will man die Souveränität
nutzen? Man sollte diese beispielsweise
für einfachere Regulierungen als jene in
der EU und für mehr Experimente ver-
schiedener Lösungsansätze verwenden.
Dazu sehe ich in der Schweiz aber nicht
immer den Willen», sagt der Ökonomie-
professor Reto Föllmi von der Univer-
sität St. Gallen.

Liechtenstein zeigt zudem auf, dass
kleinräumige Beschränkungen der Zu-
wanderung und auch parallele Regulie-
rungsregime möglich sind.Was vielleicht
nicht für die gesamte Schweiz möglich
ist, könnte allenfalls für einzelne expo-
nierte Kantone oder Schweizer Regio-
nen tauglich sein. Das Liechtenstein-
Modell für das Tessin? Zu phantastisch?
Das Beispiel Liechtenstein regt auf alle
Fälle zum Nachdenken an. Das Vaduzer
Schloss ist allemal auf solidem Grund
und nicht in der Luft gebaut.
Die Datenreihen zur Wirtschaft hat dankens-
werterweise Andreas Brunhart vom Liechten-
stein-Institut zur Verfügung gestellt.

«Die Schweiz ist oft
zu konfrontativ.
Zudem gibt es eine
Überhöhung
der Souveränität
nach innen, was die
Spielräume einengt.»
Christian Frommelt
Direktor des Liechtenstein-Instituts

Aussetzung
des Prozesses gefordert
Verteidiger des Ex-Chefs von Wirecard greift Kronzeugen an

RENÉ HÖLTSCHI, MÜNCHEN

Der Montag, der zweite Tag des Wire-
card-Prozesses vor dem Landgericht
München I, ist der Tag von Alfred Dier-
lamm. Er ist der prominente Hauptver-
teidiger von Markus Braun, dem ehema-
ligen Konzernchef des 2020 zusammen-
gebrochenen deutschen Zahlungsdienst-
leisters Wirecard. Gleich zu Beginn
seiner sogenannten Eingangserklärung
kündet er an, dass er diese mit einem
Antrag auf Aussetzung des Verfahrens
verbinden wolle. Und er fährt schweres
Geschütz auf, indem er unter anderem
«schwerste Ermittlungsfehler» rügt.

Auf eine falsche Fährte gelockt

Dierlamm begründet den Antrag auf
Aussetzung damit, dass das Verfahren
«an einem schweren Geburtsfehler»
leide: Die Grundhypothese, dass das
sogenannte Drittpartnergeschäft nicht
existiert habe und dass damit «null Um-
satz» erzielt worden sei, habe sich als
falsch herausgestellt. Nach Darstellung
der Verteidigung hat der Kronzeuge
und Mitangeklagte Oliver Bellenhaus,
der Chef einer Wirecard-Enkelgesell-
schaft in Dubai war, die Ermittler auf
eine falsche Fährte gelockt. Und die
Staatsanwaltschaft, die nach der Flucht
Jan Marsaleks, eines weiteren Hauptver-
dächtigen, unter Erfolgsdruck gestan-
den habe, habe sich zu früh auf das Nar-
rativ von Bellenhaus festgelegt.

Dessen Aussagen aber seien nicht
glaubwürdig und dazu unplausibel, er-
klärt Dierlamm. Bellenhaus sei kein
Kronzeuge, sondern Haupttäter einer
Bande, deren Ziel es gewesen sei, über
Schattenstrukturen Geld aus Wirecard
herauszuschleusen. Der Verteidiger ver-
weist auf inländische Konten von Dritt-
partnern, über die es sehr wohl umfang-
reiche Geldflüsse gegeben habe. Nur
seien diesen grösstenteils nicht bei Wire-
card bzw. auf den dafür vorgesehenen
Treuhandkonten gelandet, sondern bei
Schattengesellschaften. Diese seien zum
Teil von Bellenhaus kontrolliert worden.
Braun soll nach dieser Lesart von all-
dem nichts gewusst haben.

Erst nach der Anklageerhebung im
März habe die Staatsanwaltschaft be-
gonnen, diese Zahlungsflüsse zu unter-
suchen, so Dierlamm weiter. Diese Er-
mittlungen seien bisher unvollständig.
Zugleich sei die Verteidigung seit dem
7. November mit umfangreichen neuen
Daten und Unterlagen «geflutet» wor-
den. Eine Hauptverhandlung eigne sich
aber nicht dazu, Ermittlungsdefizite
nachzuholen. Der Verteidiger forderte
das Gericht auf, «die massive Schief-
lage zu beenden, die Hauptverhandlung
auszusetzen und das Verfahren an die
Staatsanwaltschaft zurückzugeben».

Die Staatsanwaltschaft will am
Dienstag zu diesem Antrag Stellung

nehmen. In den Tagen danach wird das
Gericht darüber entscheiden; eine kon-
krete Frist dazu gibt es nicht.

Dierlamm beklagte sich am Montag
zudem über eine Vorverurteilung von
Braun, die «ebenso beispiellos wie prä-
gend für das Verfahren» sei. Das von ihm
erwähnte Drittpartnergeschäft steht im
Zentrum des ganzen Verfahrens. Es steht
für Geschäfte mit sogenannten Third-
Party-Acquirern (TPA). Dabei wurden
Zahlungsdienstleistungen an Dritte aus-
gelagert, und Wirecard trat lediglich als
Vermittler auf. Dies soll vor allem in
Asien geschehen sein, wo Wirecard nicht
über die nötigen Lizenzen verfügte.

Die Kernthese der Staatsanwaltschaft
lautet, dass es dieses TPA-Geschäft im
untersuchten Zeitraum ab 2015 nie ge-
geben habe. Die Gewinne und Gutha-
ben daraus seien erfunden worden, um
das Unternehmen gegenüber Kunden,
Investoren und Kreditgebern finanzkräf-
tiger und attraktiver darzustellen. Damit
sollte verborgen werden, dass das tat-
sächliche, reale Geschäft von Wirecard
defizitär war, erklärten die Staatsanwälte
am Donnerstag bei Prozesseröffnung.

Eine Lanze für Bellenhaus

Am Montagnachmittag wurde der Pro-
zess zunächst fortgesetzt mit den Ein-
gangserklärungen der Verteidiger der
beiden anderen Beschuldigten. Dabei
hebt Florian Eder, der Hauptverteidi-
ger des Kronzeugen Bellenhaus, hervor,
dass sein Mandant nach dem Zusam-
menbruch von Wirecard freiwillig «aus
dem sicheren Ausland» nach Deutsch-
land gereist sei und sich gestellt habe.
Er habe sein eigenes Fehlverhalten und
das von anderen dargestellt. Eder drückt
die Erwartung aus, dass die Koopera-
tion «auf der Ebene der Strafzumessung
irgendwo durchschlagen» werde.

Die Version von Dierlamm, dass es das
TPA-Geschäft sehr wohl gegeben habe,
weist Eder unter Verweis auf Ungereimt-
heiten zurück. Ebenso verfährt er mit
der These, dass Braun von nichts gewusst
habe: Es gebe Opfer von Wirecard, aber
Braun gehöre nicht zu ihnen, betont er.

Wieder deutlich näher an der Argu-
mentation von Dierlamm liegt zum Ab-
schluss des Prozesstages Sabine Stetter,
die den dritten Angeklagten, den ehe-
maligen Wirecard-Chefbuchhalter Ste-
phan von Erffa, vertritt. Auch sie greift
Bellenhaus an, den sie stets «den zwei-
felhaften Kronzeugen» nennt. Die
Staatsanwaltschaft haben dessen Aus-
sagen in weiten Teilen ungeprüft hin-
genommen und entlastende Beweise
nicht berücksichtigt.

Am Mittwoch soll der Prozess mit
einer Erklärung von Bellenhaus fort-
gesetzt werden – sofern das Gericht
nicht zuvor dem Antrag auf Aussetzung
stattgibt. Insgesamt sind vorerst 100 Ver-
handlungstage geplant.


